
UNI 
Herausgeber: Presse- und Informal iormidl«: (kr Universität Oldenburg. Ammerlan-

der HcenimBe 67-W. Postfach 2503. 2W0 Oldenburg. Tel.: (0441) 798-6012.Tele» 

25655 IMOI d. Redaktion: Gerhard Harms (verantwortlich). Manuskript ' (iisela 

Roöenberg, Verlag: Druck und Anzeigenvtr»altung l.ittmanndruck. KoscmiraQt 

42/43, 2900 Oldenburg, Tel.: (0441) 27051. 

5/84 
26. März 

INFO 
Mit Samen gezeichnete Artikel geben die personliche Meinung des Verfassers wieder Sachdruck aller Heilrage 

nur nach Rücksprache mit der Redaktion. ..Der (rrundungsausschuD für die I niversitat Oldenburg, das Konzil und 

der Serul der l nisersital Oldenhurg haben einstimmig beschlossen, daß die l niversitat Oldenburg den Namen 

Carl-von-Ossieizk>-l niversitat führt. Die l niversitat bedauert, daß ihr die offizielle l-ührung dieses Samens 

bisher nicht gestattet ist." 

Magisterstudiengänge 
in Aussicht gestellt 
Jedoch Genehmigung nur in wenigen Fächern 
Das Wissenschaftsministerium wird zunächst nicht einmal die 
Hälfte jener Magisterstudiengänge zulassen, die von der Universi­
tät Oldenburg beantragt worden sind. In einem Erlaß vom 1. März 
stellte das Ministerium die Genehmigung in den Fächern Anglistik, 
Germanistik, Niederlandistik, Geschichte und Sportwissenschaften 
in Aussicht. Dazu soll noch Pädagogik als Nebenfach kommen. 
Eine Entscheidung soll jedoch erst 
getroffen werden, wenn die Universi­
tät die Liquidierung der Lehramts­
studiengänge Russisch, Geographie 
und Sozialkunde, wie vom Minister 
verlangt, vollzogen hat. Angesichts 
dieser Situation bleibt unklar, wann 
an der Universität Oldenburg tat­
sächlich Magisterstudiengänge er­
richtet werden. Denn der Senat hat 
sich deutlich gegen die Schließung 
dieser Lehramtsstudiengänge ausge­
sprochen, da dafür kein angemesse­
ner Ersatz an neuen Studiengängen 
geschaffen werde. Von dem in Aus­
sicht gestellten Tableau Jura, Le­
bensmittelchemie, Agrarwissen-
schaften und Informatik verbleibe 
lediglich Informatik, erklärte das 
Gremium. 

Gegen die Einrichtung von den eben­
falls beantragten Magisterstudien­
gängen in den Fächern Kunst, Mu­
sik, Philosophie, Evangelische Reli­
gion, Slawische Philologie, Soziolo­
gie und Politikwissenschaften beste­
hen seitens des Ministeriums Beden­
ken. Bei Soziologie und Politikwis­
senschaften verweist es auf den beste­
henden Diplomstudiengang Sozial­
wissenschaften. In den Fächern 
Kunst, Musik, Philosophie und 
Evangelische Religion reiche die vor­
handene Kapazität schon jetzt nicht 
aus, um die für das Lehramt vorgese­
henen Ziel zahlen zu erreichen. Solan­
ge nicht abzusehen sei, in welchem 
Umfang zusätzliche Kapazitäten 
durch Umsetzung von wissenschaftli­
chem Personal aus anderen Hoch­
schulstandorten nach Oldenburg ge­
schaffen werden könnten, müsse die 
Einrichtung von Magisterstudien­
gängen zurückgestellt werden. 

Zum Teilstudiengang Slawische Phi­
lologie will sich der Minister eine be­
sondere Entscheidung vorbehalten. 
Hier geht es offensichtlich darum, ob 
das jetzige Fach Russisch nach einer 
Auflösung des Lehramtsstudiengan­
ges ganz aus der Universität abgezo­
gen werden soll. Im Fach Geographie 
soll die Universität prüfen, ob statt 
des geplanten Magisterstudiengangs 
ein Diplomsludiengang mit einem 
„besonderen Profil" eingeführt wer­
den könne. Ausdrücklich wird eine 
Kooperation mit dem Fachbereich 
Biologie empfohlen. 
Nachdrücklich betonte der Minister 
in diesem Zusammenhang, daß die 
im Zuge der Reduzierungen im Lehr­
amtsbereich zu streichenden Stellen 
trotz der Errichtung der Magisterstu­
diengänge erbracht werden müßten. 
Dies gelte auch in den folgenden Jah­
ren. Zusätzliche Planstellen und 
Sachmittel würden für die Magister­
ausbildung nicht zur Verfügung ge­
stellt. 

Ausgabe von 
Mittagessen 
auch in Wechloy 
Das Studentenwerk wird auch auf 
dem Standort Wechloy Mittagessen 
anbieten, obwohl in den neuen natur­
wissenschaftlichen Gebäuden nur ei­
ne Cafeteria eingerichtet ist. Im Ge­
gensatz zur Mensa wird allerdings 
nur ein Menü angeboten. Voraus­
sichtlich wird die Cafeteria, die 250 
Sitzplätze hat, Mitte April eröffnet. 
Das angebotene Menü wird, obwohl 
bezuschußt, bar bezahlt. 

Neue Dekane in den 
Fachbereichen 4 und 5 
Zum neuen Dekan I 
des Fachbereiches I 
4 „Wirtschafts-und I 
Rechtswissen seh af- [ 
ten" wurde Profes-1 
sor Dr. Laurenz I 
Lachnit gewählt. \ 
Er tritt sein Amt als Nachfolger von 
Professor Dr. Wolfgang Pfaffenber-
ger am l. April an. Lachnit studierte 
von 1963 bis 1967 Betriebswirt­
schaftslehre an der Johann-Wolf­
gang-Goethe-Universität Frankfurt, 
promovierte mit einer Arbeit über 
Zeitraumbilanzen an der Freien Uni­
versität Berlin und wurde 1978 mit 
einer Forschungsarbeit über Unter­
nehmensanalyse mit Kennzahlensy­
stemen, mathematisch-statistischen 
Methoden und EDV an der Universi­
tät Dortmund habilitiert. I9S0 erhielt 
Lachnit den Ruf auf die Professur für 
Betriebswirtschaftslehre/Rechnungs­
wesen an der Universität Oldenburg. 

Professor Dr. Dr. 
Peter Gottwald 
wurde zum neuen 
Dekan des Fachbe­
reichs 5 „Philoso­
phie, Psychologie, 
Sportwissenschaf­
ten" als Nachfolger von Professor 
Dr. Eckart Scheerer gewählt. Der 
49jährige Psychologe studierte in 
Kiel und München Medizin und 
wechselte nach dem Examen und der 
Promotion 1966 als Wissenschaftler 
an das Max-Planck-Institut für Psy­
chiatrie über, dem er bis 1976 ange­
hörte. Während seiner dortigen wis­
senschaftlichen Tätigkeit verfaßte 
Gottwald eine zweite Dissertation im 
Fach Psychologie mit dem Thema 
„Kybernetische Analyse von Lern­
prozessen" an der Universität Kon­
stanz. 1977 folgte er einem Ruf auf 
die Professur „Psychologie mit dem 
Schwerpunkt Psychotherapie". 

CDU-Landesparteitag: Entscheidung 
fallen und Schritte einleiten 
Der Landesparteitag der Oldenbur­
ger CDU hat am 24. März bei nur 
zwei Gegenstimmen die Landesre­
gierung aufgefordert, mit politischen 
Vertretern der Region und der Lei­
tung der Universität die möglichen 
Erweiterungen der Hochschule abzu­
klären. dann unverzüglich die not­
wendigen Entscheidungen zu lallen 
und Schritte einzuleiten. 
Hintergrund der Resolution des Par­
teitages ist nicht nur die negative 
Entscheidung des Landtages zur 
Einrichtung des Fachbereichs Jura 
an der Universität, sondern das sich 
abzeichnende reale Null-Wachstum 
im Stellenhaushalt, mit dem die 
Hochschule nach Auffassung der 
Landesregierung gleichzeitig auch 

noch den Aufbau des Fachbereichs 
Informatik bewerkstelligen soll. 

Dazu erklärte der Parteitag, die 
Landesregierung werde ersucht, der 
Universität die erforderlichen Mittel 
und Stellen zu gewähren, um so das 
vorhandene Lehrangebot in den 
Diplom- und Magisterstudiengän­
gen auszuweiten - insbesondere in 
den Wirtschaftswissenschaften. Da­
zu gehöre vor allem die Einrichtung 
des Studienabschlusses Diplom-
Volkswirt und Diplom-Kaufmann. 
Der Fachbereich Informatik müsse 
ein weiterer besonderer Schwer­
punkt der Universität werden. 

Außerdem heißt es in der Resolu­
tion, die notwendige quantitative 

Reduzierung der Lehramtsstudien­
gänge müsse zum Anlaß genommen 
werden, die naturwissenschaftlichen 
Fächer weiter auszubauen - insbe­
sondere durch Stellen für den wis­
senschaftlichen Nachwuchs. 
Bei der Antragstellung hatte der 
Landtagsabgeordnete Manfred Hü-
niken erklärt, die Politiker müßten 
begreifen, daß die Oldenburger Uni­
versität eine Einrichtung der Region 
sei. Dies erfordere eine entsprechen­
de Koordinierung der Politik zugun­
sten der Hochschule. Die Universi­
tät hat inzwischen den Beschluß 
begrüßt und erklärt, sie hoffe, daß 
die Unterstützung der Hochschule 
ihre Wirkung auf die Regierung 
nicht verfehlen werde. 

Senat: Entscheidung 
über Jura ist falsch 
Der Senat der Universität bedauerte 
in einer Stellungnahme den Beschluß 
des Niedersächsischen Landtags, der 
Landesregierung nicht die Einrich­
tung eines rechtswissenschaftlichen 
Studiengangs zu empfehlen. Er hält 
diese Entscheidung für falsch. 
Gleichzeitig weist der Senat jedoch 
darauf hin, daß die Einrichtung von 
Studiengängen nicht in die Zustän­
digkeit des Landtags, sondern in die­
jenige des zuständigen Ministers und 
der Landesregierung falle. 
Aus diesem Grunde sehe er die vom 
Minister und von der Landesregie­
rung gegebenen Zusagen, an der Uni­
versität Oldenburg einen rechtswis­

senschaftlichen Studiengang einzu­
richten, als nach wie vor bindend an. 
Der berechtigte Anspruch der Uni­
versität auf Einrichtung dieses Stu­
dienganges könne auch deswegen 
nicht als aufgehoben angesehen wer­
den, weil alle sachlichen und regiona­
len Gründe, die für diesen Studien­
gang sprechen, weiterbeständen. 
Der Senat werde sich weiterhin um 
die Einrichtung des Studiengangs 
Rechtswissenschaften an der Univer­
sität Oldenburg bemühen, heißt es 
abschließend in dem Beschluß. Er 
danke allen Vertretern der regionalen 
Institutionen für deren bisherige Un­
terstützung. 

Gudrun Buchholz wieder 
Vorsitzende des Personalrates 

1 

Der neue Personalrat hat die seit 
i!978 amtierende Personalratsvorsit­
zende Gudrun Buchholz in ihrem 
Amt bestätigt. Bei den Wahlen zum 
Personalrat hatten ÖTV und GEW 
ihre führende Stellung zwar behaup­
ten können, allerdings im Angestell­
tenbereich - wie auch die DAG - er­
hebliche Verluste hinnehmen müs­
sen. Eine nichtgewerkschaftliche Li­
ste konnte 14,4 Prozent der Stimmen 
auf sich vereinen und errang damit 
einen Sitz. 

Erheblich höher als bei den letzten 
Wahlen 1980 lagdiesmal die Wahlbe­
teiligung bei den Beamten. 61,5 Pro­
zent (1980: 55,6 Prozent) gingen zu 
den Urnen und wählten je einen Ver­
treter von ÖTV und GEW. Da keine 
konkurrierenden Listen aufgestellt 
waren, fand Personenwahl statt. 
Bei den Angestellten sank die Wahl­
beteiligung von 61,2 Prozent (1980) 
auf 57,1 Prozent. 69,9 Prozent (1980: 
79,9 Prozent) gaben ihre Stimme der 
ÖTV/GEW-Liste, die fünf der sieben 
Angestelltensitze besetzt. Die DAG 
erhielt 15,9 Prozent (1980: 20,1 Pro­
zent) und damit einen Sitz - ebenso 
wie die Liste Dorenbusch/Sauer, die 
erstmals antrat und 14,4 Prozent er­
reichte. 

Die höchste Walllbeteiligung mit 
81,9 Prozent (1980: 80,0 Prozent) 

wurde wiederum bei den Arbeitern 
verzeichnet. Auch in diesem Bereich 
fand lediglich Personenwahl statt, da 
es nur eine gemeinsame Liste gab. 
Der Personalrat setzt sich wie folgt 
zusammen: Beamte: Helga Wilhel­
mer (ÖTV), Dr. Klaus Slruve 
(GEW); Angestellte: Gudrun Buch­
holz, Marita Rosenow, Margarete 
Wesemann, Egon Kayser und Jürgen 
Metzger (alle ÖTV/GEW-Liste), 
Christel Thiel (DAG) und Hillerich 
Dorenbusch (Liste Dorenbusch/ 
Sauer); Arbeiter: Ernano Bemabei, 
Bernd Wichmann (ÖTV). 

Eigen spricht 
Am 27. Juni wird der Göttinger Na­
turwissenschaftler Prof.Dr. Manfred 
Eigen anläßlich der Eröffnung der 
naturwissenschaftlichen Gebäude 
auf dem Standort Wechloy zum The­
ma „Evolution im Reagenzglas" spre­
chen. Eigen erhielt 1967 den Nobel­
preis für Chemie. 

Einen Tag später, am 28. Juni, findet 
die offizielle Eröffnungsfeier statt, zu 
der auch der Niedersächsische Wis­
senschaftsminister Dr. Johann-Tön-
jes Cassens und der Präsident der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz, 
Prof.Dr. Berchem, ihre Teilnahme 
zugesagt haben. 

Hearing 
über ZETWA 
Nach einem Hearing, das voraus­
sichtlich im Mai stattfindet, will 
das Wissenschaftsministerium über 
die künftige Struktur der zentralen 
Einrichtung für technisch-wissen­
schaftliche Anlagen (ZETWA) ent­
scheiden. Um die Zukunft dieses für 
die Naturwissenschaften so außeror­
dentlich wichtigen Dienstleistungs­
betriebes, der die Werkstätten unter­
hält, die Beschaffung organisiert und 
in dem das technische Personal inte­
griert ist, hatte es in den vergangenen 
Monaten erhebliche Auseinanderset­
zungen gegeben. Entgegen den Vor­
stellungen vieler Wissenschaftler, des 
Präsidenten und des Ministeriums 
hatte es der Senat mit knapper Mehr­
heit abgelehnt, das in den Labors tä­
tige technische Personal direkt den 
Fachbereichen zuzuordnen, weil da­
mit größere Abhängigkeiten geschaf­
fen würden. Nach dem Plan des Prä­
sidenten soll zudem die ZETWA in 
zwei zentrale Einrichtungen geteilt 
werden, wobei die eine für die techni­
schen Werkstätten zuständig ist, die 
andere für die Reprographie, Karto­
graphie und die Fotographie sowie 
die Beschaffung des wissenschaftli­
chen Gerätes, Lagerhaltung und 
Wartung. 

Private Hochschule 

Finanzmakler 
Antragsteller 
Ein Finanzmakler aus Wildeshau­
sen und ein Heilpraktiker mit Pro­
fessorentitel aus Oldenburg (Hol­
stein) wollen eine Privatschu­
le für Wirtschaft in Wildeshausen 
einrichten. Sie möchten, so erklär­
ten sie dem Delmenhorster Jour­
nalisten von Bock und Pollach, 
für mehr Praxis in der Ausbildung 
sorgen. Der Heilpraktiker,derbe­
reits mit dem Wissenschaftsmini­
sterium ein Gespräch führte, ist 
Professor der privaten Universi-
dad Francisco Marroquin (Gua­
temala). 

Nach § 126 NHG muß die Errich­
tung einer privaten Bildungsstät­
te, die den Namen Hochschule 
führt, dem Wissenschaftsminister 
angezeigt werden. 



11. Jrg. 5/84 uni-info Seite 2 

Pfeifer gegen 
Informatik-Nc 
„Länder und Bund haben in der Si­
cherung der Überlast auch nicht nur 
geredet und gefordert, sondern durch 
die Bereitstellung von Mitteln für zu­
sätzliches Personal, für Sachmittel 
und Investitionen auch gehandelt. 
Der Bund ist bereit, gerade auch für 
das Fach Informatik nach unkonven­
tionellen Mitteln zu suchen, um die 
Kapazitätserweiterung zu sichern." 
Mit dieser Stellungnahme antwortete 
der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft, Anton Pfeifer, auf 
die Forderung des Präsidenten der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz, 
Professor Dr. Berchem, bundesweit 
einen Numerus clausus für das Fach 
Informatik einzuführen. Eine Mög­
lichkeit, zusätzliche Lehrkapazität zu 
schaffen, sah Pfeifer laut einer von 
seinem Ministerium herausgegebenen 
Pressemitteilung darin, Lefiraufträge 
an Praktiker zu vergeben. Pfeifer: 
„An Investitionsmitteln fehlt es 
nicht". 

18. Bundeskongreß in der Universität Oldenburg 

Mathematik-Didaktiker fordern 
kritischen Umgang mit Computern 
Warnung vor einer weiteren Reduzierung der Ausbildung 
Die Möglichkeiten der Computer­
technologie in der Schule zu nutzen, 
ihre Anwendung aber zugleich kri­
tisch zu hinterfragen, forderte der 
Vorsitzende der Gesellschaft für Di­
daktik der Mathematik, Professor 
Dr. Heinrich Winter, Technische 
Universität Aachen, auf der 18. Bun­
destagung seiner Vereinigung, die 
vom 13. bis 16. März 1984 in der 
Universität Oldenburg stattfand. 
Gleichzeitig richtete er die Aufforde­
rung an die Kultusverwaltungen der 
Länder, keine neuen Kürzungsmaß­
nahmen bei der Mathematiklehrer­
ausbildung zuzulassen. 
Zahlreiche der fünf Hauptvorträge 
und 90 Kurzreferate vor mehr als 400 
Kongreßteilnehmern setzten sich kri­

tisch mit dem Einfluß der Computer 
auf die allgemeine geistige Entwick­
lung von Schülern auseinander: 
Durch eine einseitige Aneignung der 
Computer-Technik bestehe die Ge­
fahr, daß andere Fähigkeiten und 
Persönlichkeitsmerkmale, wie etwa 
intuitives Denken, beeinträchtigt 
werden könnten. 

In einer abschließenden Pressekonfe­
renz wiesen Winter und der bisherige 
stellvertretende Bundesvorsitzende 
der Gesellschaft, Professor Dr. Hein­
rich Besuden, Hochschullehrer für 
die Didaktik der Mathematik im 
Fachbereich 6 „Mathematik/Infor­
matik" der Universität Oldenburg, in 
diesem Zusammenhang auf die häu­
fig kreative Unzulänglichkeit des 

Nach Analyse eines heißen Eisens: 

Lösungsvorschläge für die Stahlkrise 
Quotierungen und Preisregulierun­
gen führen nicht zu einer Lösung der 
Stahlkrise. Zu diesem Ergebnis kom­
men die Wirtschafts- und Sozialwis­
senschaftler Dr. Joachim Müller, Dr. 
Heinz-Dieter Loeber und Dr. Günt­
her Dey in einem zweibändigen Ab­
schlußbericht des Forschungs- und 
Lehrprojektes „Krise in der Stahlin­
dustrie". *) 

In dem interdisziplinär angelegten 
Projekt wurde die Krisenbranche 
auch unter umweltpolitischen 
Aspekten untersucht. Dabei vertre­
ten die Autoren die Auffassung, daß 
der Stahlverbrauch und insbesondere 
die energieaufwendige Neuschmel­
zung von Stahl aus Eisenerz zugun­
sten einer forcierten Recyclingöko­
nomie eingeschränkt werden sollten. 
Im folgenden werden die Thesen der 
Autoren zur „Krise in der Stahlindu­
strie" zusammengefaßt. 

1. Kapazitätsabbau notwendig 
Ursächlich für die Krise und insbe­
sondere deren Dauer sind folgende 
Tatbestände: 
• Die Überkapazitäten führen zu ei­
ner erheblichen Belastung mit fixen 
Kosten. Solange diese Überkapazitä­
ten nicht abgebaut sind, und zwar 
sowohl im deutschen als auch im eu­
ropäischen Maßstab, werden Stahl­
unternehmen weiterhin in bedrohli­
che Liquiditätskrisen geraten bzw. 
staatliche Subventionen fordern 
müssen. 

• Die Quotierungen und Preisregu­
lierungen führen nicht zu einer Kri­
senlösung, da sie nur darauf angelegt 
sind, das Kapazitätsproblem gleich­
mäßig zu verteilen, ohne daß ange­
messen Investitionen berücksichtigt 
werden. Durch die EG wird die Krise 
bestenfalls verwaltet. 

• Der Kapazitätsabbau ist auch des­
halb notwendig, weil selbst bei einem 
zu erwartenden Konjunkturauf­
schwung kaum zusätzliche Mengen 
an Stahl nachgefragt werden. Die Zu­
sammensetzung der Endprodukte 
hat sich geändert. Die Menge des ver­
wendeten Stahls spielt für die Ent­
wicklung neuer Automobile, Maschi­
nen usw. eine zunehmend geringere 
Rolle. In diesem Sinne partizipiert 
die Stahlindustrie nicht an dem der­
zeitigen Modernisierungsprozeß in­
dustrieller Produktion. 

• Zwar hat trotz bzw. wegen der an­
haltenden Krise ein bislang wenig be­
achteter Automatisierungs- und Ra­
tionalisierungsprozeß in der Stahlin­
dustrie stattgefunden; dennoch wer­
den auch weiterhin Stahlwerke nur 
begrenzt flexibel auf Marktverände­
rungen reagieren können, da die Pro­
duktion durch chemisch-physikali­
sche Prozesse stark bestimmt ist. Ver­
änderungen sind in Qualitäten und 
Abmessungen des Stahls möglich, ei­
ne Mengenanpassung ist wegen der 

Fixkostenproblematik dagegen be­
grenzt. 

2. Verstaatlichung und Ar­
beitszeitverkürzung - keine 
Perspektive für den Erhalt 
von Arbeitsplätzen 
Eine Verstaatlichung der Stahlindu­
strie - wie sie teilweise gefordert wird 
- würde das Problem des Kapazitäts­
abbaus nur auf Staat und Gemeinden 
verlagern. Die Arbeitsplätze in der 
Stahlindustrie würden, wie das Bei­
spiel England zeigt, dadurch nicht si­
cherer werden, vielmehr würde eine 
verstaatliche Stahlindustrie Bundes-, 
Länder- und Gemeindehaushalte zu­
sätzlich belasten. 

Eine Arbeitszeitverkürzung würde 
nur in sehr großem Ausmaß Beschäf­
tigungswirkungen erzielen. Dies ist 
nicht zu erwarten bei einem kontinu­
ierlichen Übergang zu etwa einer 35-
Stunden-Woche. Die Vergangenheit 
hat gezeigt, daß in modernisierten 
Betrieben unterschiedliche Ausla­
stungen mit weitgehend identischer 
Beschäftigtenzahl in den Produk­
tionsabteilungen möglich waren. 
D.h., die Arbeitsmenge und damit 
die Arbeitszeit, kann hier als weitge­
hend konstant unterstellt werden - im 
Unterschied zu den Reparatur- und 
Instandhaltungsabteilungen, für die 
höhere Auslastung mehr Arbeitsein­
satz bedeutet. Unter der - realisti­
schen - Annahme weiterer Automati­
sierung würde eine Arbeitszeitver­
kürzung damit höchstens kurzfristig 
bei notwendigen organisatorischen 
Anpassungen zu Neueinstellungen 
fuhren. Ein 24-Stunden-Tag läßt sich 
leichter in drei achtstündige Arbeits­
und eine Freischicht einteilen als in 
andere Schichten. Noch komplizier­
tere Schichtpläne als bisher werden 
aber sicher auch dieses Problem lö­
sen. 

Auch eine wegen der hohen Arbeits­
belastung notwendige Verringerung 
der Schichtarbeit würde wegen des 
flexibler gewordenen Produktions­
prozesses gegenüber der Arbeitsmen­
ge mittelfristig nicht zu Neueinstel­
lungen führen. 
Das gleiche Argument gilt natürlich 
gegenüber einer nachfrageinduzier­
ten höheren Auslastung der Stahl­
werke. 

3. Perspektiven der 
Stahlindustrie 
Zu den umweltspezifischen Aspekten 
vertreten die Autoren die Auffas­
sung, daß der Stahlverbrauch und 
insbesondere die energieaufwendige 
Neuerschmelzung von Stahl aus Eisen­
erz zugunsten einer forcierten 
Recyclingökonomie eingeschränkt 
werden sollten. Eine Chance für eine 
umweltfreundlichere Stahlproduk­
tion wird in dem Übergang zu ener­

giesparenden vollintegrierten Stahl­
werken von der Erschmelzung bis zur 
Stahlherstellung (Integration von 
Hochofen und Stahlwerk) und in der 
Umstellung auf Stahlveredelung ge­
sehen, um zu Blechen zu kommen, 
die auf Grundlage höherer Qualität 
länger haltbar und recyclbar sind. 
Die Rationalisierungseffekte würden 
die notwendigen Maßnahmen des 
Umweltschutzes finanzierbar ma­
chen (Schlacke und Abgasneutrali-
sierung, Wasserwiederaufbereitung 
usw.). 

Statt Subventionierung von Überka­
pazitäten plädieren die Autoren für 
regionale Ausgleichszahlungen dort, 
wo traditionelle Stahlkapazitäten ab­
gebaut werden. 
Ermutigt fühlen sich die Autoren zu 
diesen unkonventionellen Vorschlä­
gen, weil ihre Untersuchung ergeben 
hat, daß Arbeit in den Stahlwerken 
mit höchsten Risiken für Gesundheit 
und Entfaltungschancen verbunden 
ist. Ein lohnspezifischer Ausgleich 
für diese Belastungen ist in einer Kri­
senbranche wie der Stahlindustrie 
mittelfristig nicht zu erwarten, da die 
Gewerkschaften angesichts der ho­
hen Arbeitslosigkeit und geringer 
Kapazitätsauslastung nur eine gerin­
ge Durchsetzungskraft haben wer­
den. 

*) Die Veröffentlichung - herausge­
geben vom Bibliotheks- und Infor­
mationssystem der Universität - ist 
unter dem gleichnamigen Titel er­
schienen; die Bände haben die Be­
zeichnungen „Branche und Ökolo­
gie" und „Unternehmen und Arbeit". 

Computer-Spiels und die Einengung 
des Interessenhorizontes vieler Schü­
ler hin, die sich oft nur noch diesen 
Maschinen widmeten. 
Aufgabe der Mathematik-Didakti­
ker, von denen Vertreter aus der Bun­
desrepublik, aus Österreich, aus den 
Niederlanden, aus Dänemark, Finn­
land, Italien und den USA nach Ol­
denburg gekommen waren, sei es des­
halb, die Grenzen des Computers im 
Unterricht kritisch aufzuzeigen. Der 
Computer dürfe - wie überhaupt der 
Unterricht der etwa 60.000 Mathe­
matiklehrer in der Bundesrepublik -
nicht zu einem Exerzierfeld technolo­
gischer Kenntnisse werden, das kei­
nen Platz mehr für die Phantasie und 
eine umfassende Persönlichkeitsent­
wicklung der Schüler biete, ergänzte 
Besuden. 

Ebenso wie die computerbezogene 
Didaktik müsse die innere Reform 
des Mathematikunterrichts insge­
samt weiterentwickelt werden, wobei 
die Reformidee, so Professor Dr. 
Winter, keineswegs gestorben sei. 
Notwendig sei jedoch, auch hier von 
der Vermittlung rein formaler Kennt­
nisse und Fähigkeiten abzukommen 
und die Auswahl der Mathematikin­
halte verstärkt auf eine mündige An­
wendung zu orientieren; dazu gehöre 
auch die Weiterentwicklung der 
Lernprozesse selbst. 
Winter forderte die Kultusverwal­
tungen im Hinblick auf die Schulpra­
xis dazu auf, eine kontinuierliche 
Mathematikausbildung zu sichern. 
Nur so könne gewährleistet werden, 
daß die innovativen Impulse, die aus 
der Forschung kämen, auch einen re­
gelmäßigen, wissenschaftlich abgesi­
cherten Umschlag in der Schule er­
fahren würden. 

Eine „radikale Sperre" bei der Auf­
nahme von Lehramtsstudienbewer­
bern für das Fach Mathematik, so 
Winter, berge zudem die schon heute 
abzusehende Gefahr, daß eine plötz­
lich auftretende große Nachfrage in 
der Schule auch quantitativ nicht 
mehr befriedigt werden könne. 
Sehr positiv äußerte sich Professor | 
Dr. Winter über die Aufnahme der 
Mathematiker in der Universität Ol­
denburg: Daß Mathematiker- zumal 
Mathematik-Didaktiker - nicht nur 
auf Zahlen und Formeln orientiert 
sein müßten, habe das außerordent­
lich attraktive Rahmenprogramm 
der Bundestagung bewiesen, für das 
der wiedergewählte Vorsitzende der 
Gesellschaft dem Oldenburger Initia­
tor, Professor Dr. Besuden, seinen 
herzlichen Dank aussprach. 

Erbschaften des 
Nationalsozialismus 
„Erbschaften des Nationalsozialis­
mus" war im vergangenen Jahr, 50 
Jahre nach der Machtergreifung 
durch Hitlers NSDAP, das Thema 
der Ossietzky-Tage 1983. Jetzt sind 
die zu diesem Thema gehaltenen Bei­
träge in einem Buch mit gleichlauten­
dem Titel erschienen.*) In seinem 
Aufsatz „Wer sind die Erben des Na­
tionalsozialismus auf deutschem Bo­
den?" macht Johan Galfung, der nor­
wegische Friedensforscher, unter den 
Erben nicht nur die offenen Faschi­
sten aus, sondern auch die Bundesre­
publik und die DDR als Staaten so­
wie verschiedene extremistische 
Gruppierungen im linken Spektrum. 
Der Marburger Politologe Reinhard 
Kühnl untersucht in seinem Beitrag 
den „Neofaschismus in der Bundesre­
publik". Obwohl sein materialisti­
scher Ansatz durchaus im Gegensatz 
zu dem Galtungs steht, kommt auch 
er zu dem Ergebnis, daß die offenen 
neofaschistischen Gruppierungen 
keine wirkliche Gefahr für die Bun­
desrepublik darstellen, sondern al­
lenfalls die Spitze eines Eisberges 
sind, dessen wahre Dimensionen nur 
schwer zu erkennen sind. 
Ingo Müller, Oldenburger Rechts­
wissenschaftler, beschreibt unter 
der Überschrift „Erbschaften des 
Nationalsozialismus in der Ju­
stiz" die fast bruchlose Überführung 
des nationalsozialistischen Justiz­
apparates in den neuen demokrati­
schen Staat Bundesrepublik und die 
Folgen für die Rechtsprechung. 
*) „Erbschaften des Nationalsozialismus" 
mit Beiträgen von Johan Galtung, Rein­
hard Kühnl und Ingo Müller, Bibliotheks­
und Informationssystem (BIS), Olden­
burg 1984, 100 Seiten, DM 5,--. 

Ausbildung 
zu Journalisten 
Ein neuer Ausbildurtgsgang für 
„Journalisten in Unternehmen der 
Wirtschaft" wird in Köln vorbereitet. 
Absolventen der wirtschafts- und so­
zialwissenschaftlichen Fachbereiche 
sollen in einem einjährigen Kurs an 
der „Kölner Schule für Journalisten 
in Unternehmen der Wirtschaft" zu 
Mitarbeitern in der Öffentlichkeits­
arbeit ausgebildet werden. Bewerben 
können sich ab März 1984 Akademi­
ker mit Abschluß. Sie erhalten wäh­
rend der Ausbildung einen Zuschuß 
zum Lebensunterhalt, der großzügig 
bemessen ist. 

Auch die „Kölner Schule- Institut für 
Publizistik e.V." nimmt Akademiker 
aus den genannten Bereichen auf. Sie 
durchlaufen eine verkürzte Ausbil­
dung von drei Jahren und können ab 
zweitem Ausbildungsjahr zur finan­
ziellen Absicherung einen Volontärs­
vertrag abschließen. Informationen 
erteilt Dr. Herbert Reinke, Kölner 
Schule - Institut für Publizistik e.V., 
Gut Schülingsrott, 5000 Köln 50. 

Universität klagt jetzt gegen 
massive Zulassungsbeschränkung 
Allein in Oldenburg sind 13 Teilstudiengänge betroffen 
Die niedersächsische Landesregie­
rung nimmt über den Weg von Ver­
ordnungen massiven Einfluß auf die 
Zulassungszahlen bei der Vergabe 
von Studienplätzen im Lehramtsbe­
reich. An der Universität Oldenburg 
sind allein 13 Teilstudiengänge - un­
ter anderem Sonderpädagogik - von 
dieser restriktiven Politik betroffen. 

Auf Landesebene sind mehrere Fä­
cher so betroffen, daß die Zulas­
sungszahlen ganz auf Null gefahren 
werden sollen. In Oldenburg gilt dies 
für das Fach Sport. 

Die Höhe der Zulassungsbeschrän­
kung im Lehramtsstudienbereich 
Sonderpädagogik, die zwischen der 
Universität und dem Wissenschafts­
ministerium strittig ist, soll von den 
verordneten sechs Plätzen im Sinne 

der Hochschule und der 13 Bewerber 
im Nachrückverfahren durch zwei 
Verfahren beim Oberverwaltungsge­
richt Lüneburg korrigiert werden. 

In einem Normenkontrollverfahren 
gegen das Land Niedersachsen will 
die Universität nach einem Protest 
des Senats vom 21. Dezember ver­
gangenen Jahres nun juristisch errei­
chen, daß die Zulassungsbeschrän­
kung vom 7. Dezember 1983 geän­
dert wird: nicht sechs, wie die Ver­
ordnung festlegt, sondern auch die 
im Nachrückverfahren noch vorhan­
denen 13 BewerbersollenfürSonder-
pädagogik aufgenommen werden. 

Damit eine solche Änderung noch ei­
ne praktische Bedeutung erhält, hat 
die Universität in einem ergänzenden 
Schritt eine einstweilige Anordnung 

beantragt. Zu ihrer Begründung wird 
darauf verwiesen, daß das Ministe­
rium die Ausbildungskapazität an 
der Universität zu gering eingestuft 
habe. Die Verordnung enthält die Be­
grenzung auf sechs Studienplätze. 
Die Universität sieht zudem einen 
Verfahrensverstoß gegen die Kapazi­
tätsverordnung, die vorschreibt, daß 
die Hochschule darüber hätte unter­
richtet werden müssen, daß von den 
von ihr vorgeschlagenen Zahlen ab­
gewichen werden soll. 
Ergeht die beantragte einstweilige 
Verfügung, dann besteht die Mög­
lichkeit, daß im Nachrückverfahren 
die meisten der 13 - von 57 bisher 
abgewiesenen - Sonderpädagogik-
Studienplatzbewerbern zugelassen 
werden können. 
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Nachhilfe in 
der Muttersprache 
Allen deutschen Studenten an der 
Technischen Hochschule Aachen 
wird vom Germanistischen Insti­
tut ein zweisemestriger Kursus 
"Nachhilfe in der Muttersprache" 
angeboten. Den Studenten soll 
beigebracht werden, wie gramma­
tikalisch korrekte Texte verfaßt 
und Sachverhalte in der Rede ver­
ständlich dargestellt werden. 
Nach einer Mitteilung der Hoch­
schule haben sich immer mehr 
Professoren darüber beklagt, 
„daß immer mehr Studenten bis­
lang selbstverständlich beherrsch­
te muttersprachliche Fähigkeiten 
fehlen". 

Brunnen und Saatgut 
fiir Dürregebiet Ceara 
Universitätsangehörige spendeten 15.000 Mark 

Neuer Service 
für Studenten 
Ab 1. April wird beim Immatrikula­
tionsamt ein Beratungsservice der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse 
(AOK) eingerichtet. Der Mitarbeiter 
Jan-Gerd Indorf steht dienstags von 
12.00 bis 14.00 mit Tips und Informa­
tionen überdie Krankenversicherung 
zur Verfügung. 

Überaus erfolgreich verläuft zur Zeit 
eine Spendenaktion, die von einer 
Gruppe von Hochschullehrern der 
Universität Oldenburg Ende vergan­
genen Jahres initiiert wurde und der 
von einer Dürrekatastrophe heimge­
suchten Bevölkerung des brasiliani­
schen Bundesstaates Ceara zugute 
kommen soll. Insgesamt liefen auf 
das Spendenkonto bisher 45.000 
Mark ein. Ein Drittel stammt dabei 
allein von Universitätsangehörigen. 
Das hohe Spendenaufkommen hat 
dazu geführt, daß die Initiatoren die 
Summe um mehr als 100.000 Mark 
durch Zuschüsse aus der Europäi­
schen Gemeinschaft aufstocken kön­
nen, so daß sie bereits jetzt in der 
Lage sind, über die deutsch-brasilia­
nische Gesellschaft und Institutionen 
im Bundesstaat Ceara die geplanten 
Projekte - Hilfestellung bei Brunnen­
bau und Beschaffung von Saatgut -
zu realisieren: 

Der Bau solcher Brunnen soll durch die Oldenburger Hilfsaktion im Bundesstaat 
Ceara finanziert werden. 

• Um die Stadt Crateus werden der 
Landarbeitergewerkschaft Mittel in 
Höhe von 30.000 Mark zur Verfü­
gung gestellt, die den Bau von 20 
Brunnen ermöglichen sollen. Von 
den Mitteln werden Werkzeuge sowie 
Steine gekauft. 6.000 Menschen sol­
len auf diese Weise mit Wasser ver­
sorgt werden. 
• Um die Stadt Fortaleza sollen 26 
Brunnen und Wasserstellen mit dem 
Geld der Oldenburger Initiative an­
gelegt werden. 100.000 Mark wird 
dieses Projekt kosten, das voraus­
sichtlich 30.000 Menschen mit Was­
ser versorgt. 
• Der Rest des Geldes wird der Saat­
gutbank im Bereich der Stadt Masse-
pe zur Verfügung gestellt. Ein Teil 
wird für die Anschaffung von Saat­
gut verwandt, der Rest für den An­
kauf von Gefäßen zur Konservierung 
des Saatgutes. 
Wie der Soziologe Dr. Dieter Brühl 
dazu mitteilte, sei gewährleistet, daß 
das Geld unmittelbar für die anste­
henden Projekte verwendet werde. 
Nur unterdieser Voraussetzung habe 
man sich zu dieser Aktion entschlos­
sen, die auch weiterhin fortgesetzt 
wird. Daß etwa ein Drittel der Spen­
den aus der Universität selbst kom­
me, halte er für ein besonders ermuti­
gendes Zeichen. Brühl dankte in die­
sem Zusammenhang ausdrücklich ei­
ner anonymen Gruppe aus der Hoch­
schule, die 5.100 Mark überwiesen 
habe. 

Wie bereits berichtet, ist die Staats­
universität Fortaleza stark an einer 
Kooperation mit der Universität Ol­
denburg interessiert. Insbesondere 
wünscht die brasilianische Hoch­
schule eine Zusammenarbeit im Be­
reich alternativer Energien, der Bo­
dennutzung, der Wasserwirtschaft 
und in den Sozialwissenschaften. 
Voraussichtlich werden in Kürze 
Wissenschaftler der Universität im 
Rahmen des Austauschprogrammes 
des Deutschen Akademischen Aus­
tauschdienstes (DAAD) nach Brasi­
lien reisen, um konkrete Koopera­
tionsmöglichkeiten zu eruieren. 

Kein Verzicht auf Jura 
Kritik der Oldenburgischen Landschaft 
Der Präsident der Oldenburgischen 
Landschaft, Dr. Heinrich Berg­
mann, kritisierte in der Land­
schaftsversammlung am 10. März 
1984 die Weigerung der CDU-
Mehrheit des Niedersächsischen 
Landtages, an der Universität Ol­
denburg einen rechtswissenschaftli­
chen Studiengang einzurichten. 
Bergmann führte unter anderem 
aus: 
Es läge nahe, sich dem Gefühl der 
Enttäuschung über diesen Hergang 
zu überlassen. Und in der Tat, wer 
wollte das leugnen, herrscht in Ol­
denburg ein solches Empfinden 
weit überdie Kreise hinaus, die sich 
sonst für Universitätsfragen inter­
essieren. Es findet seine Nahrung in 
der alten Beobachtung von dem -
vergleichsweise - geringen Einfluß 
der Oldenburger auf wichtige Ent­
scheidungen der Landespolitik, 
und es führt uns zu der Frage an uns 
selbst, ob wir wirklich alles getan 
haben, um in einer solchen für unse­
re Region wichtigen Sache genü­
gend zuverlässige Freunde zu ge­
winnen. 

Aber letzten Endes wäre es müßig, 
einer solchen Enttäuschung lange 
nachzuhängen. Wichtiger ist für 
uns jetzt die Frage: Wie soll es wei­
tergehen? Sollen wir an unserer 
Forderung nach Rechtswissen­
schaften, die kurzfristig nicht mehr 
erfüllt werden wird, festhalten oder 
sollen wir sie aufgeben? Lassen Sie 
mich dazu nur zwei Gedanken sa­
gen: 
1. Das Haupt- und zuletzt einzige 
Gegenargument gegen die Olden­
burger Forderung war die Behaup­
tung, es gebe schon so viele Jurastu­
denten an unseren Universitäten, 
daß deren mangelnde Berufsmög­
lichkeiten einen neuen juristischen 
Studiengang verbieten würden. 
Dem widersprechen wir. Bei 10.000 
juristischen Studienanfängern jähr­
lich hätte die Zahl von 150 für Ol­
denburg vorgesehenen Studienan­
fängern keine Rolle gespielt, beson­
ders auch deshalb nicht, weil ein 
ganz beträchtlicher Teil der Olden­
burger Studienanfänger die hoff­

nungslos mit Juristen überfüllten 
Universitäten Göttingen und Mün­
ster entlastet haben würde. 
Im Interesse ihrer weiteren Ent­
wicklung ist für die Universität Ol­
denburg Jura von besonderer Be­
deutung. Die Qualität jeder Univer­
sität hängt von der Qualität und 
Vielfalt des interdisziplinären Ge­
sprächs, des Disputes und der Zu­
sammenarbeit zwischen den Fä­
chern und Fachbereichen ab. In 
diesem Chor der einzelnen Stim­
men fällt der Rechtswissenschaft, 
verzeihen Sie das bitte dem gelern­
ten Juristen, ein besonderer Part zu. 
Ihre Berührungen mit den Wirt­
schaftswissenschaften, den Sozial­
wissenschaften, der Geschichte, der 
Philosophie, der Psychologie, sind 
vielfältiger als bei den meisten an­
deren Fächern; gerade dieser Fach­
bereich ist in der Lage, den Diskus­
sionen zwischen den Fächern eine 
neue Dimension zu geben. Diese 
Rolle können so weder die Natur­
wissenschaften noch die Informatik 
übernehmen, so dringend sie ge­
braucht und so sehr sie begrüßt 
werden. 

So haben Sie bitte Verständnis für 
uns, wenn ich mit aller Deutlichkeit 
erkläre - und ich erkläre es zugleich 
für die Universität Oldenburg und 
für viele in unserer Region -: Wir 
können auf Jura nicht verzichten. 
Noch eines darf ich in diesem Zu­
sammenhang sagen, sehr verehrter 
Herr Minister Cassens: 
Nachdem die Entscheidung über 
Jura für diesmal negativ ausgefal­
len ist, muß die Universität wenig­
stens darauf vertrauen können, daß 
sie die ihr zur Konsolidierung des 
Bestehenden zugesagten Stellen un­
gekürzt erhält; auch die für Infor­
matik nötigen Stellen sollten nicht 
aus dieser Masse entnommen wer­
den, wie das ja auch von Anfang an 
nicht vorgesehen war. Kommt 
schon kein neuer Fachbereich, so 
müssen die vorhandenen sich so 
entfalten, daß sie wissenschaftlich 
arbeiten können und daß die Uni­
versität ein klares, unverwechselba­
res Gesicht erhält. 

Hochschulgesamtplan 

Konkrete Maßnahmen laufen Zielvorstellungen zuwider 
Die im Entwurf des Niedersächsi­
schen Wissenschaftsministers zum 
Hochschulgesamtplan formulierten 
Ziele sind begrüßenswert, doch eine 
Umsetzung ist nicht gewährleistet, ja 
im Gegenteil: Die konkret beschrie­
benen Maßnahmen laufen in einigen 
Bereichen diesen Zielvorstellungen 
des Ministeriums direkt zuwider. Das 
ist der Tenor der Kritik der Universi­
tät Oldenburg am Hochschulgesamt­
plan für niedersächsische Hochschu­
len, der die Politik der nächsten drei 
Jahre bestimmen soll und zu dem die 
Hochschulen im März ihre Stellung­
nahmen vorlegten. 
Nach Auffassung der Universität gibt 
es in dem Plan des Ministers außer 
einigen Absichtserklärungen, wo­
nach er an dem Prinzip der Regiona-
lisierung der Hochschullandschaft 
festhalten will, kaum einen Hinweis 
darauf, wie die Benachteiligung die­
ser Hochschulen aufgehoben werden 
soll. Dies gelte insbesondere im Hin­
blick auf die Konsolidierung der be­

stehenden Fächer und die Erweite­
rung des Studienangebotes. 
Vor allem eine realistische Ausgangs­
beschreibung, so die Universität, 
müsse zu anderen Maßnahmen füh­
ren, als sie der Entwurf zum Hoch­
schulgesamtplan andeute. So lasse 
der Minister die besondere Bevölke­
rungsstruktur im Einzugsbereich der 
Universität außer acht: Der über­
durchschnittlich hohe Anteil Jugend­
licher unter 19 Jahren in Oldenburg 
und Ostfriesland verschärfe bei einer 
Festschreibung der Studienplatzkon­
tingente an den Hochschulen, wie sie 
der Entwurf vorsehe, die Benachteili­
gung der Studienberechtigten in der 
Region. Der Minister gehe bei der 
Studentenzahlen t wicklung zudem 
von einer unrealistischen Prognose 
aus. Untersuchungen der Kultusmi­
nisterkonferenz, des Instituts für Ar­
beitsmarkt- und Berufsfeldforschung 
sowie der Hochschulinformationssy­
stem GmbH (HIS) hätten deutlich 
höhere Zahlen ergeben. 

Kritisch beschäftigt sich die Stellung­
nahme auch mit der Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses, ei­
nem Thema, das sich immer mehr zu 
einem der Hauptprobleme nicht nur 
der Neugründungen entwickele. Hier 
konzidiere der Minister, daß auch 
aus seiner Sicht dieses Problem der 
besonderen Aufmerksamkeit bedür­
fe, doch bei näherer Betrachtung 
würden die Zielvorstellungen ad ab­
surdum geführt. Denn die konkreten 
Maßnahmen liefen eher auf Vermin­
derung von wissenschaftlichen Nach­
wuchsstellen, denn auf Vermehrung 
hinaus. Da diese Stellen wegen ihrer 
zeitlichen Befristung am leichtesten 
disponibel seien, würden, so die Uni­
versität, sie auch am ehesten kassiert 
und umgewidmet, um Löcher zu 
stopfen, die oft nicht einmal im wis­
senschaftlichen Bereich lägen. So sei 
keineswegs ausgeschlossen, daß aus 
eingesparten Nachwuchsstellen 

Handwerker- oder Hausmeisterstel­
len finanziert würden. 

Als Augenwischerei wird es von der 
Universität empfunden, wenn der 
Wissenschaftsminister erklärt, Ol­
denburg verfüge über ebenso viele 
Studiengänge wie Braunschweig. 
Formal sei dies richtig, wenn man, 
wie der Minister, zum Beispiel im 
Fach Musik fünf Studiengänge zähle: 
das Lehramt an Gymnasien, das 
Lehramt an Grund- und Hauptschu­
len, das Lehramt an Realschulen, das 
Lehramt an berufsbildenden Schulen 
und das Lehramt an Sonderschulen. 
Auf diese Weise kommedie Universi­
tät auf insgesamt 76 Studiengänge 
bzw. Teilstudiengänge. Doch diese 
Zahl täusche über die tatsächliche 
Breite des Fächerspektrums hinweg. 
Hier gäbe es einen ebenso hohen 
Nachholbedarf wie bei der Konsoli­
dierung der bestehenden Studiengän­
ge, deren Personal in vielen Fällen 
nicht dem Standard entspräche. In 
beiden Fällen fühle sich die Universi­
tät nicht angemessen berücksichtigt. 
Dies gelte auch für die Zahl der flä­

chenbezogenen Studienplätze. Nach 
der Fertigstellung des Standortes 
Wechloy seien es nach Angaben des 
Ministeriums 5.182 Studienplätze, 
die allerdings jetzt schon von 8.400 
Studenten belegt würden. Spätestens 
aber 1987 werde die Universität die 
lO.OOOer-Grenze erreicht haben. 
Zu der in den letzten Wochen über 
die Presse lautgewordene Kritik, wo­
nach das Festhalten des Wissen­
schaftsministers am Regionalisie-
rungskonzept zu Qualitätseinbußen 
an den alten Hochschulen führe, sag­
te der Präsident der Universität Ol­
denburg, Dr. Horst Zilleßen, man 
müsse sorgfältig prüfen, ob dies tat­
sächlich der Fall sei. Unabhängig 
aber von einer solchen Überprüfung 
seien in jedem Fall die neuen Univer­
sitäten von der Politik als Faktum 
anzuerkennen. Zilleßen meinte wört­
lich: „Es kann keine vernünftige Poli­
tik sein, Universitäten zu gründen 
und sie danach verkümmern zu las­
sen." 

. der Qualitäts-Diafilm: 

SM>Heute bis 18.15 gebracht... 
fXY\ Schon morgen, 17.00, fertig! 

Gilt für Annahme von Mo. bis Do. Sogar mit Rahmung 

l a u t T e S t 1 /84 (Stiftung Warentest) 

1 x sehr gut und 3x gut 
für alle KODAK ÖlSC CAMERAS 
Modell 8000 = sehr gut, die anderen = gut I 

•••••••••••••!••• •••••••••••••• Freundliche WOLTJE-Geschäfte: OLDENBURG, Heiligengeiststr. 6 - Achternstr. 20 - Lange Str. 34 

Die Welterfolgs-Kamera 
. . . auch für Sie ein besonderes Vergnügen 

• „Immer-dabei'-Kamera 
• Ideal für Damen-Handtaschen 
• Geschenk-Idee auch zur 

Konfirmation / Kommunion 
Eine runde Sache . . . 

wO 
KODAK ÖlSC CAMERA 



11. Jrg. 5 /84 uni-info Seite 4 

Telefonnummern 
in Wechloy 
Die Fachbereichsgeschäftsstellen 
und der Schreibdienst der Fach­
bereiche 7, 8 und 9 sind vom AVZ 
in den Neubau nach Wechloy um­
gezogen. Sie sind unter folgenden 
neuen Telefonnummern zu errei­
chen: 

• Fachbereich 7 Biologie 
Dekanin: 3250, W 4 1-156; Fohr, 
Christel: 3251, W 4 1-158; Oet-
ken, Karla: 3416, W 4 1-179; 
Schmitz, Karin: 3254, W 4 1-154; 
Sievers, Angelika: 3252, W 4 I-
155; Wesemann, Margarethe: 
3253, W 4 1-159 

• Fachbereich 8 Physik 
Dekan: 3454, W 2 1-138; 
Frels, Ronald: 3450, W 2 1-121; 
Klann-Saß, Inge: 3451, W2 1-129 
Martens, Hartmut: 3454, W 2 I-
138; Roben, Inge: 3453, W 2 1-
133; Willers, Leni: 3450, W 2 I-
121; Winthuis, Gisela (z.Zt. Lehr­
gang, Vertretung: Reinhold, Syl-
ke): 3452. W 2 1-132. 

• Fachbereich 9 Chemie 
Dekan: 3652, W 3 1-160; 
Fochler, Bärbel: 3651, W 3 1-169; 
Janke, Petra: 3654, W 3 3-339; 
Köhler, Elke: 3835, W 3 3-383; 
Latzel, Dagmar: 3650, W 3 1-166. 

AWT-Fachgruppe 
in Niedersachsen 
Hochschulvertreter der Studiengän­
ge Arbeit/Wirtschaft, Hauswirt­
schaft und Technik der niedersächsi­
schen Hochschulen haben in Hildes­
heim eine Fachgruppe Arbeit-Wirl-
schai't-Technik (AWT) gebildet und 
zum Vorsitzenden Professor Dr. 
Hans Kaminski, Universität Olden­
burg, gewählt. Zielsetzungen der 
Fachgruppe sind: 

- Eine Bündelung der Interessenlagen 
für den AWT-Bereich auf Hoch­
schulebene, ohne daß dadurch die si­
tuationsspezifischen Erfordernisse 
der einzelnen Standorte in Nieder­
sachsen vernachlässigt werden. 

- Eine wirksamere Interessenvertre­
tung des AWT-Bereiches in der bil­
dungspolitischen Diskussion mit al­
len gesellschaftlich relevanten Grup­
pen. 

- Einen fachspezifischen wie auch 
fachübergreifenden Meinungsaus­
tausch zu fach-/lernbereichsdidakti-
schen Fragestellungen, Forschungs­
feldern usw. mit dem Versuch, mehr 
Transparenz zwischen den Studien­
gängen zu erzeugen. 

- Eine verstärkte Diskussion der Ko­
operationsprobleme des AWT-Be-
reichs für Schule und Hochschule. 
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Nach Traumpaß des Gegners 
Siegfiir Öko-Power GmbH 

Ein Tor zwei Minuten vor Schluß 
entschied das Endspiel des ersten 
Fußball-Hallenturniers für Universi­
tätsmannschaften um den Präsiden­
ten-Pokal. Herbert Schulze, im 
Hauptberuf Betriebswirt, nutzte ei­
nen Traumpaß eines gegnerischen 
Verteidigers vom ZET WA-Team 
„Senioren-Blechknapper" und schoß 
für seine Mannschaft, die ,,Öko-
Power-GmbH & Co. KG", das alles 
entscheidende 1:0. 
Neun Mannschaften aus der Verwal­
tung, der ZETWA und dem Studen­
tenwerk sowie ein Team aus dem 
Wissenschaftsbereich, der spätere 
Sieger, die „Öko-Power-GmbH & Co 
KG", hatten sich für das Hallentur­
nier gemeldet. Allen lockeren Sprü­
chen zum Trotz wurde mit großem 
Ehrgeiz und Verbissenheit ge­
kämpft. Lautstarke Beschwerden 
über die Schiedsrichterleistungen 
fehlten ebenso wenig wie heftige Spit­
zen gegenüber Spielern der gegneri­
schen und der eigenen Mannschaft. 
Spielertrainer mußten sich taktische 
Fehleinschätzungen vorhalten lassen 
- bis hin zur Aufforderung, das Amt 

niederzulegen. Die etwa 50 Fans auf 
den Rängen gaben sich redlich Mühe, 
die Stimmung weiter anzuheizen. 
Daß die „Öko-Power-GmbH & Co. 
KG" den Pokal gewinnen würde, war 
zu Beginn des Turniers nicht ersicht­
lich. Die Mannschaft aus dem Fach­
bereich 4 hatte sich mit zwei Unent­
schieden zur Zwischenrunde durch­
gewurstelt, lief dann aber zu großer 
Form auf. Mit einem 3:0 über die 
Verwaltungsmannschaft 11 „Schreib­
tisch und Ärmelschoner" landeten 
die Ökos den höchsten Sieg. Einer 
der ihren - Thomas Blanke, anson­
sten Professor für Rechtswissen­
schaften - wurde mit der gleichen An­
zahl von Treffern Schützenkönig des 
Turniers. Um den dritten Platz 
kämpften schließlich die Verwal-
lungsmannschaft „Kulis" und die 2. 
ZETWA-Mannschaft „Junioren Fei­
lenstrich". Nach einem torlosen Un­
entschieden setzten sich die Lehrlinge 
in der ZETWA beim Sieben-Meter-
SchielJen durch. 

Schon im Sommersemester soll 
- dann auf freiem Feld - das nächste 
Turnier dieser Art stattfinden. gh 
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Professor Hartmut Seilin, Hoch­
schullehrer für die Didaktik der 
Technik/Technologie im Fachbe­
reich 3 „Sozialwissenschaften" wurde 
in Berlin auf derdiesjährigen Fachta­
gung der Gesellschaft für Arbeit, 
Technik und Wirtschaft im Unter­
richt, die das Thema „Modell und 
Probleme einer integrierten Arbeits­
lehre" hatte, zum Vorsitzenden ge­
wählt. 

Professor Dr. Peter Gorny, Hoch­
schullehrer mit dem Schwerpunkt 
Angewandte Informatik im Fachbe­
reich 6 „Mathematik/Informatik" 
nahm auf Einladung der EG-Kom­
mission an einer Konferenz zur Vor­
bereitung weiterer Gemeinschafts­
programme zur Einführung der In­
formationstechnologie in den Schu­
len teil. Während einer Konferenz 
des Bundesbildungsministeriums 
und des Bundesforschungsministe­
riums am 27. und 28. März leitete 
Gorny eine Arbeitsgruppe über In­
formationstechnologie im Bereich 
der Sekundarstufe II der allgemein­
bildenden Schulen. 
Professor Dr. Peter Köll, Hochschul­
lehrer für Organische Chemie im 
Fachbereich 9 „Chemie", wurde Mit­
herausgeber des bei Marcel Dekker, 
New York und Basel, erscheinenden 
„Journal of Carbohydrate Chemi-
stry". 

Dr. Heinrich Hagehülsmann, Akade­
mischer Rat im Fachbereich 5, Fach 
Psychologie, wurde von der Deut­
schen Gesellschaft für Transaktions-
Analyse (DGTA) mit der Aulgabe 
eines Leitenden Herausgebers für die 
im deutschsprachigen Raum neu zu 
begründende „Zeitschrift für Trans­
aktions-Analyse" beauftragt. Hein-

.rich Hagehülsmann koordiniert und 
berät bereits seit einiger Zeit die For­
schungsvorhaben der DGTA. 

Professor Dr. Karl-Heinz Naßmacher, 
Politikwissenschaftler im Fachbe­
reich 3 „Sozial Wissenschaften" be­
richtete am26. März auf einer Round-
table-Konferenz der International 
Political Science Asssociation im 
Pembroke College, Oxford, unter 
dem Titel „Recent Developements in 
Public Subsudies and Reporting Pro-
cedures" über seine von der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft ge­
förderten Forschungen zur öffentli­
chen Parteienfinanzierung in Italien, 
Österreich und Schweden. 
Professor Dr. K. Brake, Raumplaner 
im Fachbereich 3 „Sozialwissen­
schaften", nimmt auf Einladung der 
Universität Malaga als Referent an 
einem „von Thünen-Symposium" am 
2. und 3. April \9H4 teil; das Thema 

Ammerländer Heerstraße 88 
29 Oldenburg • Tel. 76374 

lautet: „Die Bedeutung v. Thünens 
für die Raumstruktur-Theorie". 

Professor Dr. Horst E. Wittig 
(rechts), Leiter der Forschungsstelle 
für das Auslandsschulwesen im 
Fachbereich l „Pädagogik", über­
reichte Ministerpräsident Dr. Ernst 
Albrecht in Hannover von der Inter-
cultural Society for the Arts in Tokyo 
eine moderne Kalligraphie des japa­
nischen Künstlers Yukoku Nozaki. 
Das Bild mit dem Namen „Mount 
Fuji" wurde nach einem Gedicht ge­
staltet, das die Schönheit des heiligen 
Berges der Japaner beschreibt. Wit­
tig war als Gastprofessor zwölf Jahre 
an den Universitäten Tokyo und 
Matsumoto tätig. Seit dieser Zeit 
wirkt er - unter anderem durch die 
Präsentation von über 25 Ausstellun­
gen - verstärkt für die Vermittlung 
japanischer Kunst und Kultur nach 
Niedersachsen. 

Dr. habil. Gisela Szagun (41) erhielt 
eine C 3-Professur im Fach Entwick­
lungspsychologie, Fachbereich 5. 
Vor ihrem Psychologiestudium ar­
beitete sie vier Jahre als Übersetzerin 
und Sprachlehrerin in London. Von 
1969 bis 1972 studierte sie Psycholo­
gie an der London School of Econo-
mics (University of London), wo sie 
auch 1976 promovierte. Von 1978 bis 
1983 war sie wissenschaftliche Assi­
stentin am Institut für Psychologie 
der Technischen Universität Berlin 
und habilitierte sich dort im Mai 
1983 mit einer Schrift über die „Be­
deutungsentwicklung beim Kind: wie 
Kinder Wörter entdecken". Mit ihrer 
Dissertation hat sich Gisela Szagun 
auf Entwicklungspsychologie spezia­
lisiert. Sie beschäftigt sich insbeson­
dere mit Sprachentwicklung und 
kognitiver Entwicklung bei Kindern. 
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Professor Dr. Wolfgang Martin Stroh 
und Dr. Peter Schleuning, Musikwis­
senschaftler im Fachbereich 2 „Kom­
munikation/Ästhetik" sprachen in 
der Akademie der Künste in Berlin 
(DDR) aus Anlaß des 30jährigen Be­
stehens des dortigen „Arbeiterliedar­
chivs" über „Die musikalische Tätig­
keit der neuen Sozialbewegungen in 
der BRD" vor einem internationalen 
Publikum. Ferner wirkten die Wis­
senschaftler in der Jugendsendung 
„Club" von ddr 2 mit, die das Thema 
„Musik der Friedensbewegung der 
BRD" hatte. 

Rosemarie Krämer und Christoph 
Reinders, wissenschaftliche Ange­
stellte im Forschungsprojekt „Wirt­
schaftsstrukturen und Wirtschafts­
räume Oldenburgs in vor-und früh-
industrieller Zeit" bei Professor Dr. 
Ernst Hinrichs, Fachbereich 3 „So­
zialwissenschaften", erhielten von 
der Oldenburgischen Landschaft ei­
nen Förderpreis für ihre historischen 
Arbeiten. 

Franz-Ludolf Kramer, Leiter des De­
zernates 2 (Personal), feierte sein 
25jähriges Dienstjubiläum im öffent­
lichen Dienst. 
Dr. Henning Schi impf, Justitiar an 
der Universität, wurde zum Oberre­
gierungsrat befördert. 

Hermann Körndle, Sportwissen­
schaft, Fachbereich 5, wurde zum 
Hochschulassistenten ernannt. 

Manfred Hiibner, Aufgabenbereich 
„Didaktik der Arbeitslehre", Fach­
bereich 3 „Sozial Wissenschaften" 
wurde als wissenschaftlicher Mitar­
beiter eingestellt. 

Andreas Schmitz-Peiffer, wissen­
schaftlicher Mitarbeiter im For­
schungsvorhaben „Satellitendaten" 
(Dr. Reuter), Fachbereich 8 „Physik" 
ist aus dem Dienst der Universität 
ausgeschieden. 

Einstellungen im 
Dienstleistungsbereich: 
Thomas Blendermann, Gärtner, De­
zernat 4 
Franz Böseier, Gärtner, Dezernat 4 
Ronald Bröcker, Kesselwärter, De­
zernat 4 
Günter Cordes, Schlosser, Dezernat 4 
Klaus Haferkamp, Kesselwärter, De­
zernat 4 
Helmut Jastremski, Angestellter im 
BIS 
Hans Köhrmann, Facharbeiter, 
ZETWA 
Berthold Krüger, Facharbeiter, 
ZETWA 
Holger Octken, Angestellter im BIS 
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